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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die landwirtsdiaftlidie Selbstverwaltung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Zweck und Einrichtung der Selbstverwaltung 

(1) Zur Förderung der landwirtschaftlichen 
Erzeugung durch die verantwortliche Mit- 
arbeit der Berufszugehörigen der Landwirt- 
schaft werden in den Ländern landwirtschaft- 
liche Selbstverwaltungseinrichtungen (Land- 
wirtschaftskammern, Bauernkammern, nach- 
stehend „Kammern" genannt) errichtet. Die 
Kammern sind Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts. 

(2) Zur Landwirtschaft im Sinne dieses Ge- 
setzes rechnen auch die Forstwirtschaft, die 
Fischerei in Binnen- und Küstengewässern 
sowie die landwirtschaftlichen Nebenbetriebe. 

Aufgaben 

(1) Aufgabe der landwirtschaftlichen Selbst- 
verwaltung ist es, die Landwirtschaft in allen 
ihren Zweigen und die in ihr Berufstätigen 
in betrit bs wirtschaftlicher und betriebstech- 
nischer Hinsicht zu ''ordern und zu betreuen. 
Ihr Aufgabenbereich erstreckt sich insbeson- 
dere darauf, 

a) die Erzeugung durch geeignete Einrich- 
tungen und Maßnahmen zu fördern und 
zu steigern; 

b) die nichtpflichtschulmäßige Ausbildung 
und Fortbildung, soweit diese nicht durch 
staatliche Einrichtungen geschieht, sowie 
die praktische Berufsausbildung durchzu- 
führen; 


c) die Wirtschaftsberatung, soweit sie nicht 
durch staatliche Stellen wahrgenommen 
wird, durchzuführen; 

d) den Wohnungsbau auf dem Lande für 
Angehörige des landwirtschaftlichen Be- 
rufsstandes, insbesondere den Bau von 
Landarbeitereigenhelmen und sonstigen 
Landarbeiterwohnungen zu fördern; 

e) In Fragen der Verwertung und des Ab- 
satzes landwirtschaftlicher Erzeugnisse be- 
ratend mitzuwirken und das landwirt- 
schaftliche Genossenschaftswesen zu för- 
dern; 

f) Behörden und Gerichte in fachlichen Fra- 
gen der Landwirtschaft zu unterstützen, 
insbesondere Gutachten zu erstatten und 
Sachverständige zu bestellen sowie Bei- 
sitzer für die in Landwirtschaftssachen 
tätigen Gerichte vorzuschlagen; 

g) Richtlinien über das Sachverständigen- 
und Buchführungswesen herauszugeben; 

h) bei den Preisnotierungen der Produkten- 
börse und der Märkte mitzuwirken; 

i) die aus der Landwirtschaft stammenden 
Heimatvertriebenen in ihrem Bestreben 
auf Fortbildung und Eingliederung in die 
landwirtschaftliche Berufstätigkeit zu un- 
terstützen. 

(2) Die Landesregierungen können den 
Kammern mit deren Zustimmung weitere 
Aufgaben als Auftragsangelegenhelten über- 
tragen und sie mit den dazu erforderlichen 
Befugnissen ausstatten. 

(3) Zu den Aufgaben der Kammern gehört 
nicht die wirtschafts- und sozialpolitische 
Vertretung und Betreuung der Landwirt- 
schaft und der dem landwirtschaftlichen Be- 
rufsstand angehörenden Personen. 
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(4) Zur Wahrnehmung übergebietlidier 
Aufgaben ihres Arbeitsbereichs können die 
Kammern besondere Einrichtungen schaffen, 

(5) Die Kammern sollen vor Erlaß von 
Vorschriften und Anordnungen, die ihr Auf- 
gabengebiet berühren, gehört werden. 

§3 

Hauptversammlung und Organe 

(1) Die Berufszugehörigen der Landwirt- 
schaft eines Kammerbezirks wählen aus ihrer 
Mitte Vertreter, die die Hauptversammlung 
bilden. Die erste Hauptversammlung wird 
von der Aufsichtsbehörde einberufen. 

(2) Die Betriebsinhaber und ihre in der 
Landwirtschaft mitarbeitenden Familienan- 
gehörigen einerseits und die landwirtschaft- 
lichen Arbeitnehmer andererseits wählen ihre 
Vertreter in getrennten Wahlgängen in un- 
mittelbarer, geheimer Wahl nadi den Grund- 
sätzen der Verhältniswahl. Dabei sind Hei- 
matvertriebene angemessen zu berücksichti- 
gen. Die landwirtschaftlichen Arbeitnehmer 
sind bis zu einem. Drittel der Mitglieder an 
der Hauptversammlung zu beteiligen. Die 
Satzung (§ 4) kann die Zuwahl weiterer Mit- 
glieder vorsehen. 

(3) Die Organe der Kammer werden von 
der Hauptversammlung gewählt. In ihnen 
müssen die Arbeitnehmer entsprechend ihrem 
Anteil an der Hauptversammlung vertreten 
sein. 


§4 

Satzung 

(1) Die Kammern geben sich eine Satzung, 
die der Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
bedarf. 

(2) Die Satzung muß Bestimmungen ent- 
halten über 

a) die Einberufung und die Aufgaben der 
Hauptversammlung, 

b) die Organe, ihre Zusammensetzung und 
Aufgaben, 

c) die Wahl der Organe, 

d) die Beschlußfassung in der Hauptver- 
sammlung und in den Organen, 

e) die Vertretung der Kammer, 

f) das Verfahren bei Änderung der Satzung, 

g) die Form von Bekanntmachungen. 


§5 

Haushalt 

(1) Die zur Durchführung der Aufgaben 
erforderlichen Mittel werden nach Maßgabe 
eines jährlichen Haushaltsplanes aufgebracht 

a) durch Erhebung von Gebühren für die 
Benutzung der Einrichtungen der Kam- 
mern, 

b) durch Erhebung von Umlagen von den 
Berufszugehörigen der Landwirtschaft, 

c) durch sonstige Einnahmen, Insbesondere 
Zuwendungen der öffentlichen Hand. 

(2) Der Haushaltsplan sowie die Gebühren- 
und Umlageordnung werden von der Haupt- 
versammlung beschlossen; sie bedürfen der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Auf die 
Aufstellung und Ausführung des Haushalts- 
planes, die Kassenführung und Buchführung, 
die Rechnungslegung, die Rechnungsprüfung 
und die Erteilung der Entlastung finden die 
Vorschriften der Reichshaushaltsordnung, der 
Reichswirtschaftsbestimmungen, der Rech- 
nungslegungs- sowie der Kassenordnung sinn- 
gemäße Anwendung. Die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Kammern unterliegt 
der Prüfung durch die obersten Rechnungs- 
prüfungsbehörden der Länder. 

(3) Auf die Beitreibung der Umlagen und 
Gebühren finden die landesrechtlichen Vor- 
schriften Anwendung. 




Staatsaufsicht 

(1) Die Staatsaufsicht über die Kammern 
wird durch die oberste Landesbehörde für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten aus- 
geübt, welche die Kammern auch bei der 
Durchführung Ihrer Aufgaben unterstützt. 

(2) In den Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungskreises der Kammern (§ 2 Abs. 1) 
wacht die Aufsichtsbehörde nur über die Er- 
füllung der gesetzlichen Pflichten und die 
Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften 
durch die Kammern. 

(3) In den Angelegenheiten des übertrage- 
nen Wirkungskreises (§ 2 Abs. 2) sind die 
Kammern an die Weisungen der Aufsichts- 
behörde gebunden. 
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§7 

Durchführungsvorsdiriften 

Die Landesregierungen erlassen durdi 
Rechtsverordnung die zur Durdiführung die- 
ses Gesetzes erforderlichen Vorschriften über 

1 . die Kammerbezirke und den Sitz der 
Kammern, 

2. die Voraussetzungen für die Wahlberech- 
tigung zur Hauptversammlung, 

3. die Zahl der Mitglieder der Hauptver- 
sammlung und die Voraussetzungen ihrer 
Wählbarkeit, 


4. das Wahlverfahren, 

5. eine vorläufige Satzung. 

§8 

Sdilußbestimmung 

Dieses Gesetz gilt nicht in den Ländern 
Bayern und Baden- Württemberg. 

§9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeines 

1 . 

Die Anfänge der Selbstverwaltung der Land- 
wirtschaft, die der vorgelegte Gesetzentwurf 
zum Gegenstand hat, gehen auf den Beginn 
des 19. Jahrhunderts zurück. Damals begann 
sich das landwirtschaftliche Vereinswesen zu 
entwickeln, das neben einer berufsständischen 
Vertretung bald auch Anstalten und Veran- 
staltungen ins Leben rief, die sich speziell mit 
landwirtschaftlichen Förderungsmaßnahmen 
befaßten und hoheitliche Aufgaben auf die- 
sem Gebiet übernahmen. Aus diesen land- 
wirtschaftlichen Vereinen kamen auch die 
ersten Forderungen nach der Errichtung von 
berufsständischen Kammern, weil die auf 
freier Mitgliedschaft beruhenden Vereine 
den immer größer werdenden Aufgaben 
finanziell auf die Dauer nicht gewachsen 
waren. Abgesehen von Bremen hat Preußen 
als erstes Land nach erheblichen politischen 
Kämpfen und Überwindung starker Wider- 
stände den Forderungen nach einer gesetzlich 
verankerten landwirtschaftlichen Selbstver- 
waltung durch das Landwirtschaftskammer- 
gesetz vom 30. Juni 1894 entsprochen. Nach 
diesem Gesetz konnten die Provinzialland- 
tage der einzelnen Provinzen Landwirt- 
schaftskammern für ihren Bezirk errichten. 
In den Jahren 1894 bis 1899 sind in sämt- 
lichen preußischen Provinzen Landwirt- 
schaftskammern errichtet worden. Den Kam- 
mern oblag es, die Gesamtinteressen der 
Land- und Forstwirtschaft ihres Bezirks 


wahrzunehmen. Sie waren aber trotz dieser 
Aufgabenstellung nicht reine Interessenver- 
tretungen, sondern sie hatten weitgehend den 
Charakter von Hilfsorganen der Staatsregie- 
rung und nahmen behördliche Funktionen 
wahr. 

Die Mitglieder der Landwirtschaftskammern 
wurden zunächst von den Kreistagen ge- 
wählt. Seit dem Jahre 1920 fanden die Wah- 
len als unmittelbare und geheime durch die 
Eigentümer, Nutznießer und Pächter land- 
und forstwirtschaftlicher Grundstücke statt. 
Landwirtschaftliche Arbeitnehmer gehörten 
in Preußen den Kammern nicht als Mitglie- 
der an. 

Fast alle übrigen Länder schlossen sich dem 
Vorgehen Preußens an, teilweise unter weit- 
gehender Anlehnung an das preußische Gesetz 
von 1894, allerdings bei den süddeutschen 
Ländern unter Belassung der Landwirtschafts- 
schulen und der Wirtschaftsberatung beim 
Staat. Die letzten Kammern wurden 1919 in 
Württemberg, 1920 in Bayern, 1921 in Lippe 
und 1922 in Mecklenburg-Strelitz errichtet. 
In Württemberg, Mecklenburg-Strelitz und 
Braunschweig waren bereits landwirtschaft- 
liche Arbeitnehmer Mitglieder der Kammern. 

Nach 1933 sind sämtliche Landwirtschafts- 
kammern im Reichsnährstand aufgegangen. 
Bereits bei der Vorbereitung des Gesetzes 
über die Auflösung des Reichsnährstands im 
Vereinigten Wirtschaftsgebiet vom 21. Januar 
1948 (WiGBl. S, 21) ist die Frage der Wie- 
dererrichtung von Landwirtschaftskammern 
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erwogen worden. Sie mußte seinerzeit zurück- 
gestellt werden, weil nach den Richtlinien der 
Besatzungsmächte entsprechende Einrichtun- 
gen — jedenfalls in der amerikanischen Be- 
satzungszone — nicht in der Form von Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts mit 
Pflichtmitgliedschaft errichtet werden konn- 
ten. Auch bestand noch keine Klarheit hin- 
sichtlich der Aufgabenabgrenzung gegenüber 
den wirtschaftspolitischen berufsständischen 
Organisationen, die damals bereits wieder be- 
standen. Seit 1945 sind in einigen Ländern 
auf verschiedenartigen und zum Teil unkla- 
ren Rechtsgrundlagen Landwirtschaftskam- 
mern oder ähnliche Einrichtungen wieder er- 
richtet worden, und zwar in Hessen, Rhein- 
land-Pfalz, Nordrhein-Westfalen, Nieder- 
sachsen, Schleswig-Holstein, Bremen und 
Hamburg. Diese haben sich zu einem Ver- 
band der Landwirtschaftskammern zusam- 
mengeschlossen. 

11 . 

Veranlassung zur Vorlage eines Bundesgeset- 
zes über die landwirtschaftliche Selbstverwal- 
tung ist der einstimmige Beschluß des Bun- 
destages in seiner 110. Sitzung vom 11. Ja- 
nuar 1951. Der Auftrag des Bundestages 
spricht von einem Rahmengesetz über die 
Wiedererrichtung der Landwirtschaftskam- 
mern. Um ein eigentliches Rahmengesetz Im 
Sinne des Artikels 75 GG kann es sich dabei 
nicht handeln, weil diese Materie nicht aus- 
drücklich zur Rahmengesetzgebung des Bun- 
des gehört. Vielmehr ist der Auftrag des 
Bundestages dahin aufzufassen, daß ein Gesetz 
vorgelegt werden soll, das lediglich die 
Grundsätze für die Errichtung der Landwirt- 
schaftskammern festlegt, die Ausgestaltung 
Im einzelnen aber den Ländern überläßt. 

Die Zuständigkeit des Bundes für ein der- 
artiges Gesetz, das sachlich eine Fortsetzung 
und Ergänzung des Reichsnährstandsauf- 
lösungsgesetzes darstellt, gründet sich neben 
Artikel 125 vor allem auf Artikel 74 Nr. 17 
GG, wonach die Förderung der land- und 
forstwirtschaftlidien Erzeugung und die 
Sicherung der Ernährung zur konkurrieren- 
den Gesetzgebung des Bundes gehören. Dabei 
Ist es nicht entscheidend, daß die Einrichtung 
von landwirtschaftlichen Selbstverwaltungs- 
organen (Kammern) nicht unmittelbar, son- 
dern nur mittelbar der Förderung der land- 
und forstwirtschaftlichen Erzeugung dient, 
denn unter Artikel 74 Nr. 17 GG fallen För- 


derungsmaßnahmen ieder Art. Daß die Her- 
anziehung von Berufszugehörigen der Land- 
wirtschaft zur verantwortlichen Mitarbeit 
eine der wesentlichsten Förderungsmaßnah- 
men Ist, haben die langjährigen Erfahrungen 
mit den Landwirtschaftskammern und aus 
der Zeit des Reichsnährstands gezeigt. Einmal 
bildet eine von dem Vertrauen der Berufs- 
zugehörigen der Landwirtschaft getragene 
verständnisvolle Zusammenarbeit sowohl mit 
den Behörden als auch mit den freien berufs- 
ständischen Verbänden und der Wissenschaft 
die Voraussetzung für eine Entwicklung, die 
die Landwirtschaft in die Lage versetzt, durch 
eine weitgehende Sicherung der Ernährung 
das Rückgrat der deutschen Volkswirtschaft 
zu bilden. Zum anderen muß der Bund bei 
der künftigen Gesetzgebung auf dem Gebiete 
der Förderung der landwirtschaftlichen Er- 
zeugung für die Art und Durchführung der 
Förderungsmaßnahmen von bestimmten Vor- 
aussetzungen in den Ländern ausgehen kön- 
nen, andernfalls der Erfolg der Maßnahmen 
in Frage gestellt ist. Vor allem die kommen- 
den Aufgaben — erinnert sei u. a. an die 
Agrarunion — sind nur zu meistern, wenn 
im gesamten Bundesgebiet auf einheitlicher 
Grundlage die Voraussetzungen für eine 
landwirtschaftliche Selbstverwaltung geschaf- 
fen sind. Denn nur die Mitberatung und 
Mitbeschlußfassung an neuen und in ihren 
Auswirkungen oft nicht Immer übersehbaren 
Aufgaben sichert ihre Durchsetzung in der 
Praxis. Infolgedessen muß der Bund Wert 
darauf legen, daß die landwirtschaftlichen 
Förderungsmaßnahmen nicht ausschließlicn 
durch staatliche Einrichtun^^en durchgeführt 
werden, sondern daß die verantwortliche und 
praktische Mitarbeit der Landwirte und ihrer 
Arbeitnehmer hierbei In Anspruch genom- 
men wird. Infolgedessen ist neben der 
konkurrierenden Gesetzgebungszuständigkeit 
auch das Bedürfnis für eine bundesgesetzliche 
Regelung nach Artikel 72 Abs. 2 GG zu be- 
jahen, letzteres noch besonders auch aus dem 
Grunde, weil das In den einzelnen Zonen auf 
Grund der Einstellung der jeweiligen Besat- 
zungsmacht verschieden entwickelte Recht 
auf dem Gebiete der berufsständischen Selbst- 
verwaltung zur Wahrung der Rechts- und 
Wirtschaftseinheit wieder einander angegli- 
chen werden muß. 

Dabei nimmt aber der Entwurf entsprechend 
der dem Beschluß des Bundestages zugrunde- 
liegenden Willensmeinung bewußt Rücksicht 
auf die Verhältnisse und auf die historische 
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Entwicklung der landwirtschaftlichen Selbst- 
verwaltung in den verschiedenen Ländern 
und hält sich von einer unnötigen Schema- 
tisierung fern. Deshalb ist auch davon abge- 
sehen worden, die Kammern etwa als bundes- 
unmittelbare Körperschaften nach Artikel 87 
Abs. 3 GG zu errichten. Da das Gesetz sei- 
nem Inhalt nach im wesentlichen ein Organi- 
sationsgesetz ist, bedarf es gemäß Artikel 84 
Abs. 1 GG der Zustimmung des Bundesrates. 

IIL 

Die dargelegten Gründe für die Notwendig- 
keit einer landwirtschaftlichen Selbstverwal- 
tung erfordern möglichst bald eine gesetzliche 
Regelung. Auswirkungen dieser Regelung auf 
die Selbstverwaltung in der übrigen Wirt- 
schaft ergeben sich nicht, zumal die wirt- 
schaftspolitische und sozialpolitische Vertre- 
tung und Betreuung der Berufszugehörigen 
der Landwirtschaft nach ausdrücklicher Vor- 
schrift des Gesetzes (§ 2 Abs. 3) nicht zu den 
Aufgaben der landwirtschaftlichen Selbstver- 
waltung gehört. Demzufolge stehen die im 
Schreiben des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten vom 29. Okto- 
ber 1951 (Bundestagsdrucksache Nr. 2766) 
angestellten Erwägungen der weiteren Be- 
handlung des Entwurfs nicht mehr entgegen. 
Bei den Aufgaben der Landwirtschaftskam- 
mern, die Landwirtschaft in betriebstechni- 
scher und betriebswirtschaftlicher Hinsicht zu 
fördern, kann auf die Sachkenntnis und die 
verantwortliche Mitarbeit der Arbeitnehmer 
nicht verzichtet werden. Für den Umfans der 
Beteiligung muß sowohl die Aufgabenstellung 
der landwirtschaftlichen Selbstverwaltung wie 
d^*e besondere Struktur des landwirtschaft- 
lichen Berufsstandes maßgebend sein. Dabei 
ist die Tatsache von Bedeutung, daß von den 
Berufszugehörigen der Landwirtschaft rd. 4,7 
Millionen Betriebsinhaber und familieneigene 
Arbeitskräfte und rd. 1,1 Millionen familien- 
fremde Arbeitskräfte sind. Selbst wenn man 
berücksichtigt, daß naturgemäß in den ein- 
zelnen Ländern der Anteil der drei Gruppen 
schwankt, entspricht eine Beteiligung der 
familienfremden Arbeitskräfte bis zu einem 
Drittel der Kammermitglieder sowohl dem 
zahlenmäßigen als auch dem sachlichen An- 
teil an der Landwirtschaft. Durch diese Reee- 
lung wird die Frage der Parität, d. h. der 
sozialen und wirtschaftlichen Gleichberechti- 
gung, nicht präjudiziert, weil sich in den 
Selbstverwaltunvsorganen der Landwirtschaft 
die Mitglieder nicht als Arbeitgeber und Ar- 


beitnehmer gegenüberstehen und, wie bereits 
betont, die Wahrung ihrer sozial- und wirt- 
schaftspolitischen Belange nicht Aufgabe der 
Kammern ist, 

B. Im einzelnen 

Zu § 1 

Die Notwendigkeit einer landwirtschaftlichen 
Selbstverwaltung ist im allgemeinen Teil 
bereits näher begründet. Der Entwurf (Ab- 
satz 1) beschränkt sich auf die Errichtung von 
Selbstverwaltungseinrichtungen als Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts kraft Geset- 
zes, während die Kammerbezirke und der 
Sitz der Kammern von den Ländern bestimmt 
werden. Für die Selbstverwaltungseinrichtun- 
gen ist die Bezeichnung „Kammern“ (Land- 
wirtschaftskammern oder Bauernkammern) 
gewählt, wenn auch der Grund für ihre Er- 
richtung und ihre Aufgaben wesentlich andere 
sind als die der sonstigen berufsständischen 
Kammern, wie Industrie- und Handelskam- 
mern, Handwerkskammern, Rechtsanwalts- 
kammern usw. Der Zweck der landwirt- 
schaftlichen Selbstverwaltung ist ausschließ- 
lich die Förderung der landwirtschaftlichen 
Erzeugung. Wodurch diese Förderung ge- 
schehen soll, ist im § 2 näher bestimmt. 

Abgesehen davon, daß bereits die früheren 
Landwirtschaftskammern Körperschaften des 
öffentlichen Rechts waren, entspricht es der 
Bedeutung der Einrichtungen als solchen und 
ihrem Aufgabenbereich, der im wesentlichen 
die Ausübung sonst vom Staat wahrgenom- 
mener Aufgaben ln Form der Selbstverwal- 
tung darstellt, ihnen diese Organisations- 
und Rechtsform zu geben. 

Absatz 2 verzichtet auf eine Definition des 
Begriffs Landwirtschaft, stellt aber klar, daß 
die dort genannten Betriebszweige, vor allem 
auch die Forstwirtschaft, zur Landwirtschaft 
rechnen und ihre Förderung mithin Aufgabe 
der Kammern ist. 

Zu § 2 

Die Aufgaben, die nach Absatz 1 den Kam- 
mern als Aufgaben des eigenen Wirkungs- 
kreises zugewiesen werden, entsprechen den 
traditionellen Aufgaben der früheren und 
der seit 1945 bereits wieder errichteten Kam- 
mern. Im übrigen ist Rücksicht darauf ge- 
nommen, daß in einigen Ländern die nicht- 
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pflichtsdiulmäßige Ausbildung (Buchstabe b) 
sowie die Wirtschaftsberatung (Buchstabe c) 
von jeher in Händen von staatlichen Stellen 
liegen. Hierin will der Entwurf nicht eingrei- 
fen. Es bleibt deshalb den Ländern überlassen, 
diese Aufgaben weiterhin durch staatliche 
Dienststellen durdiführen zu lassen. 

Daß die Übertragung weiterer Aufgaben an 
die Landwirtschaftskammern deren Zustim- 
mung bedarf (Absatz 2), entspricht dem Cha- 
rakter der berufsständischen Selbstverwal- 
tung, die nicht zur Übernahme von Aufga- 
ben gezwungen werden kann, die ihr wesens- 
fremd sind und sie in Gegensatz zu ihren 
Trägern, den Berufszugehörigen der Land- 
wirtschaft, bringen könnte. 

Absatz 3 bestimmt, was nicht zu den Aufga- 
ben der Kammern gehört und bringt so die 
Abgrenzung zwischen der Tätigkeit der Kam- 
mern und der der wirtschafts- und sozialpo- 
litischen Organisationen in der Landwirt- 
schaft, wie Bauernverbänden, Gewerkschaf- 
ten usw. Um Zweifel auszuschließen, ist be- 
sonders hervorgehoben, daß auf den genann- 
ten Gebieten neben der Vertretung auch die 
Betreuung nicht zu den Obliegenheiten der 
Landwirtschaftskammern rechnet, so daß sie 
sich z. B. nicht mit der Schlichtung von Ar- 
beitsstreitigkeiten befassen können. 

Infolgedessen können sich die Kammern, so- 
weit dafür ein Bedürfnis bestehen sollte, auch 
nur zur Wahrnehmung übergebietlicher Auf- 
gaben ihres Aufgabenbereichs zusammen- 
schließen (Absatz 3). Eine besondere Rechts- 
form ist dafür nicht vorgesehen. 

Zu. § 3 

Während bei den sonstigen berufsständischen 
Kammern in der Regel die Angehörigen des 
Berufsstandes in ihrer Gesamtheit die Kam- 
mer bilden, gilt hier wegen der großen Zahl 
der Berufszugehörigen das Repräsentativ- 
system. Die vom Berufsstand gewählten Ver- 
treter bilden die Kammer. Im Wahlrecht 
findet die Mitgliedschaft ihren Ausdruck. Da- 
mit hält sich der Entwurf an die bewährte 
Regelung des früheren preußischen Land- 
wirtschaftskammergesetzes. Die Ausgestal- 
tung des Wahlrechts entspricht den Anfor- 
derungen eines demokratischen und zugleich 
auf die Verhältnisse der Wahlberechtigten 
abgestellten Verfahrens. 

Die Beteiligung der familienfremden Arbeit- 
nehmer, deren Grund bereits erörtert ist, Ist 
bindend vorgeschrieben (Absatz 2). Die Ar- 


beitnehmer wählen selbständig ihre Vertreter. 
Die obere Grenze ihrer Beteiligung an der 
Hauptversammlung Ist ein Drittel der Mit- 
glieder derselben. Die Beteiligung in dieser 
Höhe wird die Regel sein, jedoch kann in den 
Ländern, in denen im Verhältnis zu den Be- 
triebsinhabern und Ihren mitarbeitenden Fa- 
milienangehörigen nur wenig fremde Arbeits- 
kräfte vorhanden sind, ein anderer Anteil 
bestimmt werden. Es entspricht ferner einem 
Gebot der Billigkeit, daß die als Betriebsin- 
haber oder Arbeitnehmer wieder in die Land- 
wirtschaft eingegliederten Vertriebenen In 
der Hauptversammlung angemessen berück- 
sichtigt werden. Es ist Aufgabe des Landes, 
hierfür in den Wahlordnungen Vorsorge zu 
treffen. In den Organen der Kammern, z. B. 
im Vorstand, müssen die Arbeitnehmer Im 
selben Verhältnis vertreten sein wie in der 
Hauptversammlung (Absatz 3). 

Zu § 4 

Das Recht, sich eine Satzung mit öffentlich- 
rechtlicher Wirkung zu geben, ist nicht ein 
selbstverständlicher Ausfluß der Selbstver- 
waltung, sondern muß verliehen werden, was 
durch S 4 geschieht. Das damit verliehene 
Recht der Autonomie bedeutet die Fähigkeit, 
verbindliche Sätze objektiven Rechts zu 
schaffen, die aber nicht über den Personen- 
kreis hinausgehen können, der der Zustän- 
digkeit der Kammer unterliegt (vgl. hierzu 
Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, 
2. Aufl., S. 364). 

Der Entwurf beschränkt sich darauf, zu be- 
stimmen, was in der Satzung enthalten sein 
muß. Die weitere Gestaltung der Satzung 
bleibt der Hauptversammlung überlassen. 
Der Verleihung der Autonomie entspricht 
die Bestimmung, daß die Satzung der Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde bedarf, die dar- 
über zu wachen hat, daß die Kammern die 
Ihnen gesetzten Grenzen nicht überschreiten. 

Die Länder werden den Kammern, um die 
Voraussetzungen für eine Aufnahme der 
Arbeit zu schaffen, eine vorläufige Satzung 
geben können, bis die von der Hauptver- 
sammlung verabschiedete Satzung genehmigt 
Ist (vgl. § 7 Nr. 5). 

Zu §5 

Die Bedeutung der Vorschrift liegt darin, daß 
die Kammern Umlagen von den Berufszuge- 
hörigen der Landwirtschaft erheben können. 
Die Pflicht, Beiträge (Umlagen) zu leisten. 
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findet ihre Grundlage in der durch das Wahl- 
recht dokumentierten Mitgliedschaft zu einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, die die 
Wirkungen einer gesetzlichen Mitgliedschaft 
(Zwangsmitgliedschaft) hat. Diese Zwangs- 
mitgliedschaft ist verfassungsrechtlidi unbe- 
denklich, da es sich bei den Kammern nicht 
um eine private Vereinigung mit privaten 
Aufgaben, sondern um eine Körpersdiaft des 
öffentlichen Rechts mit öffentlichen Auf gaben 
handelt. 

Daß der Haushaltsplan von der Aufsichtsbe- 
hörde zu genehmigen ist, ergibt sich aus dem 
Gesetz zur Erhaltung der Kaufkraft vom 
24. März 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 235) und 
der Verordnung über die Rechnungslegung 
und Rechnungsprüfung vom 5. Juli 1940 
(Reichsgesetzbl. II S. 139). Daneben erscheint 
es geboten, eine dem § 6 des Beiträgegesetzes 
entsprechende Regelung in das Gesetz aufzu- 
nehmen und zugleich ein Prüfungsredit der 
obersten Rechnungsprüfungsbehörden un- 
mittelbar sicherzustellen. 

Zu § 6 

Da die Kammern Funktionen staatlicher Ver- 
waltung ausüben und damit mittelbare 
Staatsverwaltung darstellen, müssen sie 
notwendigerweise der Staatsaufsidit unter- 
stehen. Die Grenzen dieser Staatsaufsicht sind 
durch den Begriff der Selbstverwaltung ge- 
setzt; dem trägt Absatz 2 Rechnung. Dem- 
gegenüber bestimmt Absatz 3, daß bei den 
gemäß § 2 Abs. 2 übertragenen Aufgaben 
das Weisungsrecht der Aufsichtsbehörde be- 
steht. 


Zu§ 7 

Wie bereits im allgemeinen Teil (unter II) 
äusgeführt, beschränkt sich der Entwurf dar- 
auf, einen für die Kammern verbindlichen 
Rahmen zu setzen, der — außer durch die 
Satzung — von den Ländern entsprechend 
den besonderen Verhältnissen ausgefüllt wer- 
den kann. Die Ermächtigung an die Landes- 
regierungen beruht auf Artikel 80 Abs. 1 GG. 
Zu Nummer 5 ist zu bemerken, daß der 
Erlaß einer Satzung aus den zu § 4 erörterten 
Gründen notwendig sein wird. 

Zu § 8 

In den Ländern Bayern und Baden-Württem- 
berg liegen die wesentlichsten Aufgaben der 
Landwirtschaftskammern, die nichtpfllcht- 
schulmäßige Ausbildung und Fortbildung 
(Landwirtschaftsschulen) und die Wirtschafts- 
beratung in den Händen staatlicher Dienst- 
stellen. Es würde zu außerordentlichen Schwie- 
rigkeiten führen, wenn hierin eine Änderung 
eintreten müßte. Für Baden-Württemberg 
kommt hinzu, daß dort mit Rücksicht auf die 
Neuordnung der Staatsverwaltung noch 
keine Klarheit über den zukünftigen Aufbau 
der Landwirtschaftsverwaltung besteht. In 
diesen Ländern aber Kammern ohne diese 
Aufgaben zu errichten, läge nicht Im Inter- 
esse der Landwirtschaft. Infolgedessen schien 
es geboten, in diesen Ländern Kammern nicht 
zu errichten, was nicht ausschließt, daß sie zu 
gegebener Zeit selbst Kammern errichten. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 27. März 1953 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 4. März 1953 — 6-61005-162/53 II — 
beehre Ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 104. Sit- 
zung am 27. März 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die 
landwirtschaftliche Selbstverwaltung 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Dr. Reinhold Maier 
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BUNDESRAT 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes über die landwirtsdiaftlidie Selbstverwaltung 


1. Zu§l 

Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zur Landwirtschaft im Sinne die- 
ses Gesetzes rechnen auch die Forstwirt- 
schaft und, soweit die Länder nicht 
etwas anderes bestimmen, die Fischerei 
in Binnen- und Küstengewässern ein- 
schließlich der kleinen Hochseefischerei, 
sowie die landwirtschaftlichen Neben- 
betriebe." 

Begründung: 

Es erscheint notwendig, den Ländern die 
nähere Bestimmung darüber zu überlassen, 
in welchem Umfange die Fischerei und die 
landwirtschaftlichen Nebenbetriebe in die 
Regelung des Entwurfs einbezogen werden. 

2. Zu 5 2 

a) In Abs. 1 Buchst, f tritt an die Stelle 

des Wortes „. . . bestellen ..." das 
Wort: . . benennen . . 

Begründung: 

Es muß den Ländern überlassen blei- 
ben, ob sie Bestellung und Vereidigung 
von Sachverständigen auf die Kam- 
mern übertragen wollen. 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Länder können den Kam- 
mern weitere Aufgaben als Auf- 
tragsangelegenheiten übertragen und 
sie mit den dazu erforderlichen Be- 
fugnissen ausstatten." 

Begründung: 

Es erscheint nicht angebracht, den 
Kammern die Entscheidung darüber zu 
überlassen, welche weiteren Aufgaben 


ihnen übertragen werden können. Die 
im Entwurf vorgesehene Regelung 
könnte dazu führen, daß die Kammern 
nur der Übertragung solcher Aufgaben 
zustimmen, die ihnen angenehm sind, 
und die Übernahme lästiger Aufgaben 
ablehnen. Andererseits erscheint es, 
wenn das Zustimmungserfordernis be- 
seitigt wird, nicht richtig, daß ein man- 
gelndes Einverständnis der Kammern 
durch einfachen Kabinettsbeschluß er- 
setzt werden kann. Aus diesem Grunde 
empfiehlt es sich, von der Ermächti- 
gung an die Landesregierungen abzu- 
sehen und der Landesgesetzgebung die 
Übertragung weiterer Aufgaben als 
Auftragsangelegenheiten zu überlassen. 

c) Abs. 4 wird gestrichen. 
Begründung: 

Es widerspricht dem Charakter der 
Kammern als Landeskörperschaften, 
ihnen von Bundes wegen die Ermäch- 
tigung zu geben, für übergebietliche 
Aufgaben noch besondere Einrichtun- 
gen zu schaffen, deren Rechtscharakter 
zudem zweifelhaft sein würde. 

# 

d) Abs. 5 wird gestrichen. 
Begründung: 

Die Anhörung der Kammern wird von 
den obersten Landesbehörden ohnehin 
vorgenommen. Insofern spricht Ab- 
satz 5 etwas Selbstverständliches aus. 
Durch die Streichung wird zugleich 
verhindert, daß sich das Bundesmini- 
sterium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten unter Umgehung der ober- 
sten Landesbehörden unmittelbar an 
die Kammern wendet. 
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3. Zu § 3 

a) In Abs. 2 Satz 3 treten an die Stelle des 
Wortes . . bis . . die Worte . . in 
der Regel . . 

Begründung: 

Da das Verhältnis der Arbeitnehmer- 
zahl zur Gesamtzahl der in der Land- 
wirtschaft Beschäftigten in den einzel- 
nen Ländern unterschiedlich ist und 
teilweise über 33 v. H. hinausgeht, 
empfiehlt es sich, im vorliegenden Ge- 
setzentwurf den durchschnittlichen 
Prozentsatz als Grundlage zu bestimm 
men, die Regelung im einzelnen aber 
den Ländern unter Berücksichtigung 
der besonderen Verhältnisse zu über- 
lassen. 

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Schluß- 
worte „. . . nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl" gestrichen. 

Begründung: 

Die Einzelheiten des Wahl Verfahrens 
müssen den Ländern überlassen bleiben. 

c) Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen. 

d) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden 
Sätze 2 und 3. 

e) Abs. 2 Satz 3 (neu) erhält folgenden 
neuen Halbsatz: 

sie muß eine angemessene Betei- 
ligung der Vertriebenen und Sowjet- 
zonenflüchtlinge in der Hauptver- 
sammlung sicherstellen." 

Begründung zu c) bis e): 

Die in der Fassung des Entwurfs ent- 
haltene Regelung ist praktisch nicht 
durchführbar, weil sich eine angemes- 
sene Vertretung der Vertriebenen im 
Rahmen der Wahl zwangsweise nicht 
erreichen läßt. Dies kann nur durch 
entsprechende Vorschriften der Sat- 
zung, insbesondere über die Zuwahl 
einer angemessenen Zahl von Vertrie- 
benen und Sowjetzonenflüchtlingen, ge- 
währleistet werden. 

Die Begriffsbestimmungen sind dem 
Bundesvertriebenengesetz angepaßt. 


4. Zu S 5 

Abs. 1 Buchst, b erhält folgende Fassung: 

„b) durch Erhebung von Umlagen von 
den Eigentümern landwirtschaftlich ge- 
nutzter Grundstücke und den Berufs- 
zugehörigen der Landwirtschaft,". 

Begründung: 

Die Umlage wird von jeher nicht nur von 
den unmittelbar Berufszugehörigen der 
Landwirtschaft, sondern in Anlehnung an 
das Grundsteuerrecht vor allem von den 
Eigentümern landwirtschaftlicher Betriebe 
und Einzelgrundstücke erhoben. Deshalb 
Ist eine entsprechende Erweiterung des 
Umlagerechts notwendig. 

5. Zu S 8 

§ 8 wird gestrichen. 

Begründung: 

Es erscheint nicht vertretbar, zwei Länder 
von der vorgesehenen Regelung auszuneh- 
men. 

6. Zu § 8a 

Es wird folgender neuer § 8a eingefügt: 

„§ 8a 

Berlin-Klausel 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe 
des § 13 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Stellung des Landes Berlin im Finanz- 
system des Bundes (Drittes Überlei- 
tungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch Im Land Berlin. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthalte- 
nen Ermächtigungen erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes." 

Begründung; 

Es handelt sich um die übliche Berlin- 
Klausel. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes über die 

landwirtschaftliche Selbstverwaltung 


Die Bundesregierung tritt den Vorschlägen 
des Bundesrates zu den Nrn. 1, 2a, 2b, 2c, 
2d, 3b, 3c, 3d, 3e, 4 und 6 bei; sie nimmt zu 
den übrigen Änderungsvorschlägen wie folgt 
Stellung: 

a) Zu Nr. 3a 

Dem Wunsche des Bundes rates, nach dem 
die Länder in die Lage versetzt werden 
sollen, den Anteil der Arbeitnehmer an 
den Sitzen in der Hauptversammlung der 
Landwirtschaftskammern so zu regeln, 
daß den jeweils besonderen Verhältnissen 
Rechnung getragen wird, entspricht die 
bisherige Fassung des § 3 Abs. 2 in vollem 
Umfange. Es besteht daher keine Veran- 
lassung, dabei über die im Entwurf vor- 


gesehene Grenze hinauszugehen, die für 
die Arbeitnehmer im Höchstfälle ein 
Drittel der Sitze vorsieht. Dieser Umfang 
der Beteiligung steht sowohl statistisch 
wie sachlich mit dem Anteil der Arbeit- 
nehmer an der Landwirtschaft im Ein- 
klang. 

b) Zu Nr. 5 

Die Gründe, aus denen das Gesetz in den 
Ländern Bayern und Baden- Württemberg 
keine Anwendung finden soll, sind in der 
Begründung zum Gesetz dargelegt. Sie 
geben den Wunsch der Bundesregierung 
wider, auf die vor allem im Lande Bayern 
bestehenden Verhältnisse Rücksicht zu 
nehmen. 
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